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SED fürchtet das ,Juni-Gespenst“
Funktionäre warnen vor ,,17.-Juni-Slimmung" zu den Wahlen

Zu spät scheint den kommunistischen Funktionären der 
nglückliche Term in ihrer „Volkswahlen“  bewußt geworden 

zu sein. A u f einmal entdecken sie, daß diese nur eine knappe 
Woche nach dem 4. Jahrestag des Juni-Aufstandes abgehalten 
werden. Nun fürchten sie entsprechende Demonstrationen oder 
— weitaus realer — einen merklichen passiven W iderstand. 
D iese Furcht w ird  gesteigert durch die H inweise verschiedener 
Parteileitungen, in diesem Jahr besonders auf Kundgebungen 
kleinster A rt zum 17. Juni zu achten und den 4. Jahrestag 
möglichst kommentarlos zu übergehen. A u f diese A rt hat sich 
in den Köpfen  der Funktionäre die Angst vor einer „17.-Juni- 
Stimmung“  zu den Wahlen festgesetzt, die den gesamten 
Parteiapparat bis in die Staatssicherheitszentralen hinein zu 
alarmieren droht.

Es ist das schlechte Gewissen 
der SED, das hier eine Stim ­
mung der Angst unter den Be­
troffenen schafft. Kein  Sow jet­
zonenbewohner w ird  ernsthaft 
daran denken, in  der Atmosphäre 
eines lautlosen Terrors, unter 
der die kommenden „Gemeinde­
wahlen“  stattfinden, W id er­
standsaktionen gegen die Staats­
partei und ihre Sicherheits­
organe durchzuführen.

Aber die SED kann auch nie­
manden daran hindern, daß er 
sechs Tage vor den „W ahlen“ 
an jenes Ereign is denkt, m it

'm  sich die Kommunisten
ßerhalb jed er politischen und 

moralischen W ertung stellten.

SED; Totschweigen!
N ur ein© Partei, deren Funk­

tionäre sich so w eit vom Volk  
entfernt haben, konnte so igno­
rant sein, einen W ahlbetrug w e­
n ige Tage nach einem Datum 
durchzuführen, das in die H irne 
und Herzen der Menschen unver- 
löschlich eingegangen ist. Nun
—  wo den SED-Funktionären 
diese politische Instinktlosig­
keit bewußt zu werden scheint
— flüchten sie sich in  die 
zw eite Torheit. Den 17. Juni 
totschweigen um jeden P re is ! 
Man leg t „Rechenschaft“  ab 
und führt damit eine „W ah l­
kampagne“, Man erzählt den

Leuten, w ievie l Konsumläden 
neu entstanden sind und w ie­
vie l Unterwäsche zusätzlich pro­
duziert werden konnte, aber es 
g ib t keine politische Rechen­
schaft über die letzten Jahre. 
Niemand w agt es, sich m it dem 
Phänomen des 17. Juni ausein­
anderzusetzen. D ie Erinnerung 
daran ist so ungeheuerlich an­
gesichts der heutigen W ahl­
parolen ! D ie Streikenden von 
damals treten an die Wahlurne, 
um ihre Stimmen abzugeben. 
N icht um sie f ü r  irgend etwas 
abzugeben, sondern um einfach 
ihrer Stimmpflicht, die ein 
Zwang geworden ist, zu genü­
gen. Denn ein g e g e n  g ib t es 
nicht auf diesem Papier, m it 
dem die Kommunisten Demo­
kratie spielen möchten.

Fragt die Kandidaten!
Und doch kann man der 

Parte i die Diskussion um die 
D inge des 17. Juni aufzwingen. 
Man frage die SED-Kandida- 
ten, was sie am 17. Juni 1953 
getan haben. Keiner von ihnen 
kann diese F rage als Provoka­
tion abtun, denn die Kommu­
nisten selbst haben diese F rage 
in den letzten Jahren prüfend 
an ihre eigenen Gefolgsleute 
gestellt. Dann werden sich die 
Kandidaten rühmen: W ir  ha­
ben die „Konterrevolutionäre“

verhaften lassen, w ir  haben 
denunziert, eingesperrt, ver­
fo lg t ! Und die W ähler, die in­
zwischen den zweiten „17. Juni“ 
in Ungarn mitansehen durften, 
werden (üm so besser wissen, 
was fü r Leute sie wählen müs­
sen. Man erspare den SED- 
Kandidaten nicht diese unange­
nehme Szene. W enn die Parte i 
Furcht vor einer „17.-Juni- 
Stimmung“ hat und nun ihre 
Funktionäre beschwört, auf 
keinen F a ll an jene W unde zu 
rühren, warum soll es dann 
nicht der vergew altigte „W äh­
ler“ tun?

Am  „W ahlergebnis“  ändert 
sich dadurch ganz gew iß nichts. 
Aber die SED soll die Zonen­
bevölkerung nicht fü r dumm 
verkaufen dürfen, indem sie 
eine der w ichtigsten Etappen 
ihrer P o litik  —  die Katastro­
phenpolitik, die zum 17. Juni 
führte, den Volksaufstand selbst 
und den danach geheuchelten 
„Neuen K u rs“ —  vö llig  aus der 
Term inologie ihrer W ahllosun­
gen streicht. Der 17. Juni soll 
vergessen und vergeben sein. 
W ie  aber kann die Bevölkerung 
dies vergessen und vergeben, 
wenn die SED heute die gleiche 
ignorante und w iederverein i­
gungsfeindliche P o litik  betreibt 
w ie  vor dem 17. Juni 1953?.

Sieht diese Zeit vo r der 
„W ah l“ nicht jener vom  Früh­
jahr 1953 verteufelt ähnlich, so­
w eit es das Verhalten der SED 
betrifft?  Warum w ird  die Zone 
hermetisch abgeriegelt zu die­
sen W ahlen? W arum  dürfen 
sich die Menschen in Ost und 
W est plötzlich nicht mehr be­
suchen? Warum w ird  den Stu­
denten die Fahrt in das Deutsch­
land jenseits der Zonengrenze 
verboten? Hat die SED noch 
mehr Angst, als sie insgeheim 
bereits zugegeben hat?.
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Die russische 
Krankheit

D T . Wenn N ikola i Gogol vor 
rund hundert Jahren in seinem 
berühmten Roman „To te  See­
len“  den W eg  Rußlands in die 
Zukunft m it einer rasenden, 
a lle Nationen überholenden 
Troika verglich — „alles bleibt 
zurück, alles hast du hinter d ir 
gelassen“ —  dann w ar das ein 
dichterischer Traum, w ie  ihn 
die Völker damals liebten. Die 
Zeiten haben sich inzwischen 
gewandelt. Aus dem nationalen 
Rausch ist inmitten einer wach­
senden internationalen-, Verflech­
tung meist ein nationaler R ea­
lismus geworden, der dem P a ­
thos großer W orte  nur noch 
einen bescheidenen W iderhall 
gewährt. A u ffä llig  ist dabei, 
daß gerade die Sowjetunion 
nach einer Periode des In ter­
nationalismus eine nationalisti­
sche Renaissance erlebt, die 
den Ehrgeiz weckt, in der 
K lasse der Völker unbedingt 
der Prim us zu sein. Moskau 
w ill in allen Fächern an der 
Spit?e stehen und alle anderen 
hinter sich lassen. Aus de*' 
dichterischen Vision Gogols ist 
der eifersüchtige D rang gew or­
den, nach ihrem B ild die W  rk- 
iic rk e it zu formen. Diese stre­
berische Mentalität, der w ir  
auch die „kolossalen“  Moskauer 
W olkenkratzer sowie die an­
gebliche H erkunft a 'le r  wesent­
lichen Erfindungen aus dem 
russischen Genie verdanken, 
enthält bereits ein Element der 
U nverträglichkeit und d^r Span­
nung, das die politische V er­
ständigung mit Moskau so 
schw ierig macht.

Z u r Psychologie 
der Sowjets

Ohne es zu wollen, hat Chrus- 
tschow soeben diesen psycholo­
gischen Untergrund der sow je­
tischen P o litik  w ieder einmal 
enthüllt. W enn das geschieht, 
dann kommt immer die etwas 
psychopathische Neigung zu 
einem an sich unberechtigten 
M inderwertigkeitskom plex zum 
Vorschein, der dadurch kompen­
siert werden soll, daß die So­
w jets um iedi n Pre is die P ro ­
duktion der freien W e lt und vor 
allem die der USA einholen und 
überflügeln voden . Chrustschow 
kann es offenbar schwer ertra­

gen, daß in  der Sowjetunion im 
Jahre lS58 nur 32.3 Kilogram m  
Fleisch pro K op f der Bevölke­
rung erzeugt 'worden sind, 
während die USA es auf 102,3 
Kilogram m  gebracht haben. 
Hinsichtlich der Milchproduk­
tion nannte er die Vergleichs­
z iffern  245 Kilogram m  in der 
Sowjetunion und 343 Kilogram m  
in  den USA. D iese Ziffern ste­
hen fü r ihn in einem unhalt­
baren W iderspruch zu der T a t­
sache, daß die Sowjetunion als 
tragende K ra ft  des Marxismus- 
Leninismus die einzige wahre 
W issenschaft und, auf sie ge­
stützt, die. vollkommenste Or­
ganisation des Staates, der 
W irtschaft und der Gesellschaft 
besitzt.

Das ist ein Anspruch, der ent­
sprechende Leistungen fordert. 
Deshalb proklam ierte Chrus­
tschow in Leningrad, daß der 
Stand der amerikanischen E r­
zeugung an Fleisch, Milch und 
Butter bereits vo r Ende des lau­
fenden Fünfjahresplanes einge­
holt und dann selbstverständ­
lich übertroffen werden müsse. 
E r  sagte: „Es ist unsere Pflicht, 
aus diesem W ettbewerb als Sie­
g er  hervorzugehen. D ieser Sieg 
w ird  eine größere W irkung ha­
ben als ein S ieg m it der W as­
serstoffbombe.“ Chrustschow 
muß leider immer kämpfen, sie­
gen, schlagen und die kapita li­
stische W e lt überwinden —  
wenn nicht m it der H-Bombe, 
dann wenigstens m it den P ro ­
duktionsziffern. „W ir  haben 
nicht die Absicht“ , sagte er, 
„d ie kapitalistische W e lt m it 
Bomben in die L u ft zu spren­
gen. Holen w ir  die USA m it der 
Erzeugung von Fleisch, Butter 
und M ilch ein, so lassen v/ir da­
m it das stärkste Torpedo gegen 
die Kapitalisten los.“ Angesichts 
der „brüderlichen Verbunden­
heit“ , die zwischen Moskau und 
Pankow  besteht, wollen w ir  w e­
nigstens hoffen, daß auch die 
Kühe der Zone in die verhei­
ßene Leistungssteigerung einbe­
zogen werden, damit endlich 
die noch immer bestehende R a ­
tionierung aufgenoben und der 
frühere, vorkommunistische L e ­
bensstandard w ieder erreicht 
werden kann.

Das in diesem Zusammenhang 
W ichtige, Natürliche und Selbst­
verständliche hat Chrustschow 
in seiner Len ingrader Rede nur 
nebenbei erwähnt': daß nämlich,

w ie er sagte, das sowjetische 
V o lk  noch besser leben und 
einen kulturell noch höheren 
Stand erreichen müsse. Das ist 
die vo lle Wahrheit. Jeder w ird  
ih r zustimmen und in ihrer E r ­
fü llung ein Element des Friedens 
sehen. Schließlich ist es der Sinn 
der W irtschaft —  ob sie fre i 
gestaltet oder kommunistisch 
geplant und gelenkt w ird  — , 
dem V o lk  einen stets wachsen­
den Lebensstandard zu verm it­
teln. Nur ist es bedenklich, daß 
Chrustschow eigentlich nicht an 
dieses ebenso friedliche w ie  lo ­
benswerte Z iel denkt, sond 
auch hier vor allem sieg 
schlagen und die sogenannte 
kapitalistische W e lt  „torpedie­
ren“ w ill, der er sonst sal­
bungsvolle Pred igten  über die 
Koexistenz hält. In  dieser e ifer­
süchtigen, überempfindlichen 
und unverträglichen Mentalität, 
die dazu noch m it einem tradi­
tionellen Mißtrauen gepaart ist, 
lieg t der krankhafte Zug der 
sowjetischen Po litik . Es ist die 
russische Krankheit.

Gesundheit 
durch ^Abrüstung

W enn die von Chrustschow 
betonte Notwendigkeit, dem so­
wjetischen Volk einen höheren 
m ateriellen und kulturellen L e ­
bensstandard zu verm itteln, von 
den Machthabern des Krem l 
w irk lich  ernst gem eint ist, dann 
könnte man hierin ein positives 
Zeichen der w eiteren Entw ick­
lung sehen, Der W ohlstand der 
Völker, m ag ihre W irtschaft 
kommunistisch oder privatw irt- 
schaf'tlich organisiert sein, ge­
deiht nur in einer W elt, die r 
litisch entspannt und von . 
gigantisch wachsenden Ru-
stungskosten entlastet ist.
Höchster Rüstungsstand und 
höchster Lebensstandard stehen 
sich gegenseitig im W ege. Kein 
V o lk  der W e lt  ist heute in der 
Lage, beides zugleich zu si­
chern. Auch der W eg  zur Ge­
sundheit des sowjetischen L e ­
bensstandards führt über die 
Abrüstung. Keine Macht der 
W e lt w ird  diesem W eg  H inder­
nisse bereiten.

V ielleicht lieg t hier —  neben 
der fü r alle tödlichen Gefahr 
des atomaren Wettrüstens — 
die Erklärung dafür, daß
nach Meinung der Beteiligten 
auch Moskau heute für die In ­
gangsetzung eines Abriistungs- 

(Forisetzimg auf Seite 7)



Ungeduld und Langmut
Gedanken über den Notenwechsel Bonn — Moskau

dieser M öglichkeit Gebrauch zu 
machen.“

Lieber Leser!
W ir  wollen gern wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in  der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der, aber m it Angabe der Num­
mer der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an folgende 
Adresse zu schicken:

Herrn E. Regni 
Berlin-Tempelhof 1 

Manfred-v.-Ricktkofen-Str. 2, I I
F alls Sie den kleinen TA G  

m it der Post erhalten, entfernen 
Sie b itte  Ih re Anschrift, nicht 
aber die M arke von dem B r ie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ihre 
H ilfe .

W ashington (AP/D PA ). D ie 
USA werden der Londoner A b ­
rüstungskonferenz demnächst 
einen Teilabrüstungsvorschlag 
unterbreiten, der als Haupt­
punkt den Verzicht a ller jener 
Staaten auf Atom waffen vor­
sieht, die zur Zeit noch nicht 
im  Besitz solcher W affen  sind, 

verlautete nach einer Sit- 
.g  des Nationalen Sicher­

heitsrates der USA.

Das von den USA gewünschte 
Teilabrüstungsabkommen soll 
fo lgende sechs Punkte ent­
halten:

1. Das von den M itgliedern 
des U N  - Abrüstungsunteraus- 
schussses auszuhandelnde A b ­
kommen soll allen Staaten 
offenstehen.

2. A lle  beitretenden Staaten, 
die noch nicht im Besitz von 
Atom waffen sind, verpflichten 
sich, w eder Atomwaffen herzu­
stellen noch zu erwerben.

3. D ie Großmächte setzen ihre 
derzeitige Rüstung mit Aus­
nahme der atomaren Bewaff-

DT. Vergangene W oche haben 
sich zwischen Moskau und Bonn 
zwei B rie fe  gekreuzt. D ie so­
w jetische Regierung lud eine 
D elegation der Bundesregierung 
zu Verhandlungen „über F ra ­
gen der Entwicklung und V er­
besserung der Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik 
und der Sowjetunion“ ein. Das 
neue deutsche Memorandum 
zur W iedervereinigung, das Bot­
schafter Dr. Haas dem sow je­
tischen Außenminister Gromyko 
gleichzeitig  übergab, enthält in 
seinen Schlußsätzen eine A rt 
A n tw ort: „W ü rde die Sow jet­
regierung ihre Haltung in der 
W iederverein igungsfrage än­
dern, so würde sich dadurch die 
M öglichkeit einer umfassenden 
Berein igung und Besserung der 
gegenseitigen Beziehungen er­
geben. Es ist der aufrichtige 
Wunsch der Bundesregierung, 
bald in  der Lage  zu sein, von

nung um 10 bis 15 Prozent her­
ab oder verringern sie um eine 
gew isse Anzahl bestimmter 
W affen. U nter diese Kategorie 
fa llen  F lugzeuge, Raketenw af­
fen, die fü r den Einsatz von 
Atom - und Wasserstoffspreng­
sätzen geeignet sind, U-Boote 
und andere Kriegsschiffe, sowie 
Panzerwagen und schwere Ge­
schütze.

4. D ie den nationalen Arsena­
len entzogenen W affen sind an 
international kontrollierte Arse­
nale abzuliefern.

5. D ie USA und die Sow jet­
union verringern die Mann­
schaftsstärke ihrer Streitkräfte 
auf je  2,5 M illionen Mann. Die 
Ausgaben fü r die Streitkräfte 
werden entsprechend gekürzt. 
Diese Abrüstungsmaßnahmen 
unterliegen der Überwachung 
durch internationale Inspek­
toren.

6. D ie USA, die Sowjetunion 
und möglichst auch einige 
andere Vertragspartner errich­
ten eine oder mehrere Inspek­
tionszonen, die der Lu ft- und 
Bodenüberwachung unterwor­
fen sind.

D er ganze Gegensatz zwischen 
der sowjetischen und der deut­
schen P o litik  ist in den beiden 
Zitaten eingefangen : die So­
w jetregierung wünscht eine 
Verbesserung ihres Verhält­
nisses zur Bundesrepublik, sie 
w ill mehr Maschinen aus W est­
deutschland beziehen und möch­
te uns m it Oper, Ballett und 
Zirkus erfreuen, aber es geht 
ihr dabei nur um Westdeutsch­
land, die Sowjetzone steht auf 
einem anderen Blatt, sie befin­
det sich im Herrschaftsbereich 
des Krem l, aus dem sie bei einer 
W iederverein igung Deutschlands 
in F reihe it entlassen werden 
müßte. D ie Bundesregierung 
dagegen hält w irk lich gute Be­
ziehungen erst dann fü r m ög­
lich, wenn die Sowjetunion ihre 
Machtposition in Deutschland 
aufgibt und ein freies, geeintes 
Deutschland zuläßt. D ieser 
Standpunkt läßt an Deutlichkeit 
nichts zu wünschen übrig. Seine 
Elemente sind ein gew isser 
Druck und eine bescheidene 
Verlockung. Man sagt den So­
w jets  und w ill es ihnen immer 
w ieder sagen: ihr könnt in der 
Bundesrepublik nichts erreichen, 
solange ihr nicht in der F rage 
der W iederverein igung ein E in­
sehen habt. Zeigt ihr aber die­
ses Einsehen, dann kann 
Deutschland euch v ie l bieten.

D ie K r it ik  der Oppositions­
parteien im  Bundestag an der 
Ostpolitik der Bundesregierung 
setzt an diesem Punkt an. Man 
müsse, meinen sie, den „P re is “ , 
der fü r die W iedervereinigung 
geboten werde, den Sowjets 
deutlich vor Augen stellen. 
W enn die Regierung dieser 
Aufforderung auch in ihrem 
neuen Memorandum nicht ge­
fo lg t  ist, so aus der Erfahrung 
heraus, daß gerade totalitäre 
Regierungen in diplomatischen 
Verhandlungen die Angewohn­
heit haben, Zugeständnisse zwar 
anzunehmen, aber nicht m it Ge­
genleistungen zu honorieren. 
D ie Bundesregierung hat des­
halb jetzt den Spieß umgekehrt. 
Sie legt der Sow jetregierung 
die F rage vor, welche Bedin­
gungen sie eigentlich fü r die 
W iederverein igung stellt. Diese 
Frage, deren Berechtigung nicht 
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Schritt in der anderen Sache er­
fo lg t. Dieser Verhandlungsplan 
w ird  durch den sowjetischen 
Wunsch, im Zusammenhang m it 
der Rückführung der Deutschen

Zähes Ringen in Moskau erwartet
Bonn macht Abkommen von Zugeständnissen abhängig
Bonn (Eigenmeldung). D ie Bundesregierung: w ill die bevor­

stehenden Verhandlungen iii Moskau so zäh und zielstreb ig füh­
ren, daß auch in derjenigen F rage ein E rfo lg  erzielt w ird , die 
fü r die Bundesrepublik von größtem Interesse ist: die Rück­
führung der in Rußland festgehaltenen Deutschen. Nach An­
sicht maßgebender Stellen der Regierung leg t die Sowjetunion 
großen W ert auf eine Erhöhung der Einfuhren aus W est­
deutschland, vor allem Maschinen und technisches Gerät.
Da die Bundesregierung an zu erwarten, wenn auch ein 

einer Verbesserung des w irt­
schaftlichen Austauschs w eit 
w en iger interessiert ist, hofft 
sie, die Sow jetregierung in den 
Verhandlungen zu Zugeständ­
nissen in  bezug auf die zurück­
gehaltenen Deutschen veran­
lassen zu können. D ie Verhand­
lungen sollen von vornherein 
so angelegt werden, daß die So­
w jetreg ierung den Zusammen­
hang zwischen den beiden F ra ­
gen versteht.

Zu diesem Zweck werden vor­
aussichtlich drei Unterkommis­
sionen eingerichtet, die sich m it 
je  einer dieser F ragen beschäf­
tigen. Von deutscher Seite w er­
den aber in bezug auf die w irt­
schaftlichen Wünsche der So­
w jetregierung keine Zugeständ­
nisse zu erwarten sein, solange 
die Sow jetregierung nicht den 
deutschen Wünschen hinsicht­
lich der zurückgehaltenen Deut­
schen entgegenkommt. Man be­
zeichnet diese V  erhandlungs- 
weise in der Diplomatensprache 
m it „pari passu“ : ein Schritt in 
der einen Sache ist nur dann

auch die Repatriierung der in  
Westdeutschland lebenden Rus­
sen zu behandeln, nicht gestört. 
D ie  Bundesregierung dürfte auf 
diesen Wunsch eingehen, w obei 
allerdings keineswegs daran ge­
dacht ist, irgendeinen Russen 
in Westdeutschland zur Rück­
kehr in  die Sowjetunion zu 
zwingen. Vielm ehr sieht man 
die vor wenigen Tagen zw i­
schen dem Deutschen und dem 
Sowjetischen Roten K reuz ge­
troffene Abmachung als Vorbild 
an, nach der jeder Rückkehr­
w illig e  schriftlich sein E inver­
ständnis mit der Repatriierur ~ 
erklären muß.

Ungeduld und Langmut
F o r t s e t z u n g  v.  S e i t e  3 
zu hestreiten ist, ve rfo lg t einen 
doppelten Zweck: nennt die So­
w jetregierung erfüllbare Bedin­
gungen, so kann und w ill man 
darüber weitersprechen, w eigert 
sie sich aber, ihre Bedingungen 
k lär auszusprechen, oder sind 
die Bedingungen unerfüllbar, 
so kann die Bundesregierung 
erneut feststellen, daß die So­
w jetunion in W irklichkeit eine 
W iederverein igung in Freiheit 
überhaupt nicht wünscht.

Welche Antw ort die Bundes­
regierung erwartet, ist nicht 
zweifelhaft. Ein halbes dutzend­
mal sagt sie in ihrem Memoran­
dum unverblümt, die Sow jet­
union w olle ja  doch kein freies, 
geeintes Deutschland, sie sagt 
es m it einer Offenheit, die den 
ändern bloßstellen, aber wo-

Falsche Musierungsbescheide
SED-Fälschungen sind ungewollte Werbung für Bundeswehr

Düsseldorf (A P ). M it den aus 
der Sowjetzone stammenden 
falschen Musterungsbescheiden, 
der Bundeswehr, die an D ienst­
pflichtige des vierten Quartals 
des Geburtsjahrgangs 1937 ge­
richtet waren, haben sich tat­
sächlich vereinzelt Jugendliche 
bei den Annahmestellen in Düs­
seldorf und Köln  gemeldet. Dies 
teilte das Wehrbereichskom­
mando I I I  (Nordrhein-W estfa­
len) am Montag mit.

D ie getäuschten Jugendlichen 
wurden von Offizieren über die 
Fälschung aufgeklärt. Nach der 
M itteilung war die Entrüstung 
über die bewußte Irreführung 
so stark, daß mehrere Jugend­
liche sich auf der Stelle zum

fre iw illigen  D iensteintritt in die 
Bundeswehr entschlossen. D ie 
falschen Musierungsbescheide 
waren ausschließlich an Sow jet­
zonenflüchtlinge übersandt w or­
den.

Vertrauen für Dibelius
Hamburg (epd). Der Rat der 

Evangelischen Kirche Deutsch­
lands hat sich gegen die in der 
Sowjetzone erhobenen Angriffe 
auf Bischof Dibelius gewandt 
und betont, der Rat wisse sich 
in seinem Vertrauen zu Dibelius 
ein ig mit der evangelischen 
Christenheit. D ie Angriffe  auf 
den Bischof hätten solche For­
men angenommen, daß es sich 
erübrigt, auf sie einzugehen.

möglich auch zum Widerspruch 
reizen soll. Das Memorandum 
enthält, übrigens ebenso wie 
die Antw ort auf die sowjetische 
Atomnote, a llerlei psycholo­
gische Feinheiten und diplo­
matische Tricks dieser Art, die 
den besten auswärtigen D ien­
sten der W e lt  Ehre machen 
würden. D ie erstaunlich lange 
W artezeit, die man seit der
letzten sowjetischen Deutsch­
e n  dnote vom 22. Oktober ver­
streichen ließ, ist dem Memo­
randum in dieser H insicht zu­
gute gekommen. Vor allem 
sp iegelt sich in dem neuen Do­
kument vorzüglich die Mischung 
von Ungeduld und Langmut,
m it der das deutsche Volk  die 
sowjetische P o litik  in der
Deutschlandfrage beobachtet. In  
der Ungeduld lieg t ein Ton des 
Schmerzes, aber die Langmut, 
m it der immer w ieder die N o t­
wendigkeit der W iederverein i­
gung und ihre Vorteile ai 
fü r die Sowjetunion auseint 
dergesetzt werden, gibt dem 
Schriftstück eine eigene Würde.

Es ist offensichtlich, daß die 
Bundesregierung sich in  der 
F rage  der W iedervereinigung 
den langfristigen w eltpoliti­
schen Strömungen anvertraut, 
die in den vergangenen Jahren 
so manche Überraschung ge­
bracht haben. Einstweilen be­
zieht sie gegenüber der Sow jet­
union eine klare, auf nüchterne 
Erfahrungen gegründete Posi­
tion, von der aus man auch die 
im  Juni in Moskau beginnenden 
Verhandlungen über Handel 
und Repatriierung führen wird. 
Daß es eine Position des M iß­
trauens ist, hat der K rem l sich 
selbst zuzuschreiben.



So sind sie wirklich:

die Partei verstöß t. . ,Wen
T  m August 1950 erschütterte 
-*• die erste große stalinistische 
Säuberung die K ader der SED. 
Männer, w ie  der zum engsten 
Führungsgremium der Parte i 
gehörende Pau l M erker und der 
Chefredakteur des SED-Zentral- 
organs „Neues Deutschland“ , 
L ex  Ende, wurden innerhalb 
w en iger Stunden aus ihren Stel­
lungen gefegt, w e il sie zu einer 
bestimmten Zeit in der west- 
li \ Em igration oder in Ju- 
gu .wien gewesen waren. V ie le  
der Betroffenen stiegen morgens 
noch in  ihre Dienstwagen, um 
auf dem Büroschreibtisch die 
Parteizeitung m it dem bereits 
veröffentlichten Verdammungs­
urteil zu lesen. L e x  Ende er­
fuhr es durch seinen Chauffeur, 
Pau l M erker wurde gleich ver­
haftet, m it einem aber leistete 
sich das Zentralkomitee einen 
besonderen „Spaß“ . .  *

Schreck im  Urlaub 
W a lter Beling, damals Chef 

der Organisationsabteilung des 
SED -Zentralkomitees, wurde 
einen T a g  zuvor von U lbricht 
selbst in  das Erholungsheim 
der obersten Parteisp itze g e ­
schickt. So erfuhr er nichts 
mehr von jener dramatischen 
Nachtsitzung, auf der U lbricht 
den M itgliedern des Politbüros 
die entsprechenden Parte ibe­
schlüsse verlas. Eine geschickte 
B eg ie  verstand es, an dem dar­
auffolgenden Morgen jenes 

Funktionärs-Erholungsheim 
ohne Zeitungen zu lassen, so 

Beling noch 48 Stunden 
^  .cer nichts von seiner A b ­
setzung wußte. A ls er dann aus 
Ostberlin einen Dienstwagen 
anforderte, um im Zentralko­
m itee „nach dem Hechten zu 
sehen“ , erklärte ihm sein Se­
kretär: „Du kommst noch früh 
genug, wenn du den nächsten 
Dampfzug n im m st. . . ! “ 

Inzwischen hatte Beling das 
„Neue Deutschland“ gelesen und 
den Schreck verdaut. Und da 
er es als a lter Apparatschik 
fü r sinnlos hielt, sich in dieser 
Phase m it U lbricht oder einem 
seiner ehemaligen M itfunktio­
näre zu unterhalten, blieb er 
einfach im  Erholungsheim, wo 
ihn niemand behelligte. Erst 
nach sechs Wochen kam der 
SSD: „K le ine Vernehmung . .

WALTER BELING
Bis dahin hatten sie nur dar­
auf geachtet, daß Beling nicht 
„d ie Kurve nahm“ .

„Mir kann keiner!“
In  diesen Tagen ist W alter 

Beling L e ite r  der Hauptabtei­
lung I ,  das ist die politisch 
bedeutsame Europa-Abteilung, 
im  Pankower Außenministerium 
geworden. E r  fungiert dort als 
Mann des Moskauer Apparats, 
dem kein SED-Zentralkomitee 
und kein U lbricht mehr etwas 
anhaben kann. Gleichzeitig 
wurde Beling M itg lied  des K o l­
legiums im  Zori’enministerium. 
Seine Funktion ist w eit bedeut­
samer als die des N D PD -„M in i- 
sters“ Lothar Bolz. E r  ist da­
m it der erste prominente Kom ­
munist der Säuberung von 1950, 
der w ieder in ein hohes Am t 
hineinschlüpfen konnte. W as 
aber gab diesem gew iegten  
Altkommunisten bereits damals 
jene Sicherheit? A ls Anfang 
September 1950 die noch nicht 
verhafteten Westem igranten zu 
B eling  kamen, um ängstlich 
B at zu suchen, erklärte dieser: 
„M ir  kann keiner! W enn ich 
auspacken würde . .  .

Und Beling packte aus. Aber 
nicht vor Ulbrichts Zentraler 
Parteikontrollkommission son­
dern vor den Pankower M W D - 
C ffizieren. D ie Sowjets erhiel­
ten von Beling Internas aus der 
Glanzzeit der W eim arer K P D , 
die sie sich nie hätten träu­
men lassen. M it 25 Jahren war 
Beling im  Jahre 1924 zur K P D  
gestoßen, nachdem er sich be­
währt hatte. Bald gehörte er 
zu den engsten Vertrauten der 
Gruppe um W ilhelm  Pieck und 
wurde als M itarbeiter des „M “- / 
Apparates —  des bewaffneten 
M ilitärapparates des KPD -Zen- 
tralkomitees —  von den sow je­
tischen GPU-Stellen als V er­
trauensmann ausersehen. W ie 
kaum ein anderer erlebte Be­
lin g  die Fraktionskämpfe der 
zwanziger Jahre, fü r seine so­
wjetischen Auftraggeber ent­
hüllte er die zumeist klägliche 
B o lle  Ulbrichts und Piecks. 
Beling war auch einer der

wenigen Kommunisten, die 
Piecks Verrat in  der Luxem - 
burg-Liebknecht-Affäre kann­
ten. Thälmann selbst schob 
schließlich den „Mann, der zu­
v ie l wußte“ , als Parteilehrer 
auf die sogenannte „Beichs- 
schule der K P D “ , den Vorläufer 
der SED-Parteihochschule, ab,

Emigration im Auftrag
Den Sowjets sind vie le dieser 
D inge entgangen, w e il man 
bald darauf die G PU  säuberte 
und damit leider auch die 
Akten über die U lbricht und 
Pieck. So befahl U lbricht sei­
nem Genossen Beling, 1933 - in 
Deutschland zu bleiben, in der 
Hoffnung, dieser würde den 
Nazis zum Opfer fallen. Diese 
aber kannten Belings interne 
B o lle  nicht und ließen ihn nach 
zw eijähriger H a ft w ieder fre i. 
E r  g in g  nach Prag, von wo aus 
ihn sowjetische Geheimdienst­
leute nach Südfrankreich schick­
ten. Seine dortige B olle w ollte 
U lbricht nun 1950 zum Anlaß 
nehmen, um den nach 1945 
w ieder avancierten Beling end­
gü ltig  zu liquidieren.

A ber die Sowjets legten Be­
lin g  „auf E is“ . E r  arbeitete 
„zur Bewährung" als Archivar, 
F ilm theaterd irektor und zu­
letzt als staatlicher „F ilm kom ­
missar“ im  Pankower Kultus­
ministerium. Vergeblich  ver­
suchte Ulbricht, den vitalen 
Altkommunisten in die trübe 
Atmosphäre des Falles Berija  
hineinzuziehen. Nach dem 
17. Juni 1953 w arf er Beling 
„parteifeindliche Beziehungen 
zu Defätisten und Verschwö­
rern “ vor. Aber die Sowjets 
schienen zu wissen, warum U l­
bricht und Pieck diesen Beling 
aus dem W ege räumen wollten.

Jetzt ist er w ieder da, noch 
dazu in beachtlicher Begie- 
rungsfunktion. Ein Trum pf fü r 
Beling, und ein Trum pf fü r die 
Sowjets. Denn: Auch diese ha­
ben sich einen Mann erneut 
verpflichtet, der bei U lbricht 
längst unter die Bäder geraten 
wäre. Und so etwas ist im 
Außenministerium eines „sou­
veränen“ Staates trotz zahl­
reicher anderweitiger Sicherun­
gen immer gut * „ „



Die Torheiten des Generalsekretärs
Ulbricht: „Die Berliner warten verärgert..

Vergangene Woche tagte in Ostberlin das Parte iak tiv der 
SED-Bezirksleitim g, zur Debatte standen die Juni-Wahlen zu 
den sogenannten „Volksvertretungen“ . A u f dieser Veranstal­
tung versuchte der 1. Sekretär der Parte i, W a lter XJIbricht, 
den versammelten Kommunisten die politische Lage Berlins 
zu erklären. E r gab dabei eine Einschätzung der vergangenen 
und gegenwärtigen SE D -Politik  gegenüber Berlin, die nicht 
im Schwall ähnlicher Erklärungen untergehen sollte. Enthüllt 
sie doch die ganze politische Torheit und Ignoranz eines Man­
nes, der 1957 noch immer nicht begriffen hat, warum Berlin
nicht kommunistisch 
werden kann.

wurde und niemals kommunistisch

So versuchte U lbricht bei­
spielsweise die Tatsache, daß 
seine Parte i in W estberlin  kei­
nen Fuß fassen konnte, durch 
fo lgende Auslassung zu erklä­
ren : „D ie Westmächte forderten 
(in  W estberlin !) die baldige 
Durchführung von Wahlen, da­
m it sie noch die ideologische 
Verw irrung aus der H itlerze it 
und den Schmerz über die N ie ­
derlage Deutschlands im  Kam pf 
gegen  d ie antifaschistisch-demo­
kratischen K rä fte  ausnützen 
könnten. Das W ahlergebnis w ar 
der Ausdruck des Ärgers über 
die N iederlage Deutschlands im  
H itlerk rieg  und ihre F o lg en !“

Es g ib t zw ei M öglichkeiten: 
Entw eder w o llte  U lbricht m it 
diesem Satz die kommunistische 
Einstellung gegenüber freien  
W ahlen entschuldigen, oder aber 
er hat noch immer nicht b eg rif­
fen, daß sowohl das Berliner 
W ahlergebnis von 1946 als auch 
jenes von 1954 seinen Ursprung 
haben mußte in einem Demo­
kratisierungsprozeß, der die 
Berliner jegliche Form  einer 
D iktatur verabscheuen ließ. Es 
spricht v ie l dafür, daß U lbricht 
diese Entwicklung nicht b eg r if­
fen  hat. Sonst könnte er nicht 
an anderer Stelle erklären, es 
sei durchaus möglich, daß die 
Kommunisten in absehbarer 
Zeit auch in  W estberlin  das 
Übergewicht bekäm en!

Aber noch eines ist in ter­
essant. U lbricht macht den W est­
mächten zum Vorw urf, daß sie 
die Berliner anderthalb Jahre 
nach Kriegsende wählen ließen. 
F ü r  ihn w ar dies „vorze itig “ , 
da die Berliner —  w ie er meint 
—  damals noch „über die N ie­
derlage H itlers verärgert“ w a­
ren. W ie  w ill solch ein Mann 
jem als das Phänomen des Ber­
liner W iderstands gegen den

Kommunismus verstehen, wenn 
er derartigen Unsinn über die 
L ippen  bringt?

Was ist entscheidend ?
W eite r versuchte Ulbricht, die 

Tatsache des unterschiedlichen 
Lebensstandard^ in Ost- und 
W estberlin  zu erklären. E r 
sagte dazu: Entscheidend sei 
nicht, ob es diese oder jene 
W are in W estberlin  oder in  Ost­
berlin  in größerer M enge oder 
besserer Qualität gäbe, sondern 
—  „entscheidend ist die Gesamt­
heit der Lebensbedingungen der 
W erk tätigen“.'

W oraus aber resultiert denn 
diese letzten Endes? Doch aus 
eben jenen Dingen, die U lbricht 
fü r unbedeutend, fü r „nicht ent­
scheidend“ hält! H ätte der Ge­
neralsekretär diese Hede vor 
Fabrikarbeitern  Leningrads ge ­
halten, würde man ihm ver-

SSD, herhören!
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt nnd verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeisb 
amt oder bei seiner D ienst­
stelle abgeben. Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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zeihen und das Ganze m it einer 
Spielart prim itivster kommuni­
stischer A gita tion  erklären. So 
aber w ar diese R.ede fü r Ost­
berliner A rbeiter bestimmt, die 
sie am nächsten Tage  in allen 
Zeitungen lesen sollten, und die 
täglich in der L a ge  sind, ihren 
Lebensstandard m it dem ihrer 
Ko llegen  in W estberlin  zu ver­
gleichen . . .

Neue W estberlin-Politik?
N ur unter diesem Aspekt läßt 

sich die jüngste, vielbeachtete 
Bede Ulbrichts betrachten. Da­
zu aber kommt noch etwas. U l­
bricht, der Zug um Zug die 
ökonomische Macht der Zone in 
die Hände kommunistischer 
Fachleute w ie  Selbmann und 
Leuschner überleiten muß, 
mischt sich w ieder verstärkt in 
die Tagespolitik . In  Berlin  ha­
ben er und seine Leu te den un- 
profilierten thüringischen SED- 
Sekretär Hans K ie fe rt  als P a r ­
teichef eingesetzt. So w ird  die 
Ost- und Gesamtberliner SED- 
P o litik  w ieder nach dem Ge­
schmack Ulbrichts gemacht, der 
den bisherigen Berliner SED- 
Chef A lfred  Neumann durch 
Übernahme in das Zentralkom i­
tee korrumpierte. K ie fe rt  ver­
mag Ulbricht keine eigene E in ­

schätzung der L a ge  entgegen­
zusetzen. E r sieht die B e r lir ''v’ 
D inge durch die E rfurter B; 
und glaubt U lbricht aufs W ort. 
W oh in  aber soll das führen?

In  Kürze werden die W est­
berliner SED-Kreissekretäre zu 
einer internen Konferenz zu­
sammentreten, um au f Grund 
jener U lbricht-Rede die neue 
kommunistische W estberlin -Po­
lit ik  iestzulegen. Soweit sie 
durch ihre A rbeit nicht bereits 
zu w illen- und meinungslosen 
Zynikern geworden sind, haben 
diese Leu te Ulbrichts Referat 
auf der Ostberliner Aktivtagung 
m it ein igem  Erschrecken ange­
hört. Denn letzten Endes sind 
sie es, die einmal die po liti­
schen Torheiten ihres General­
sekretärs bezahlen müssen.



Wahlkampf in der Bundesrepublik
Bei Eisenhower in Gettysburg

W ie die SPD es sieht Adenauer: „W ieso verwunderlich, ich bin 
mit Oppositionen immer fertig geworden!"

Die russische Hranhheit
Fortsetzung von Seite 2

'ahrens eine größere Nei- 
v .g zeigt als bisher, über die 
Berechtigung dieses Optimismus 
werden w ir  in den nächsten T a ­
gen erste Aufschlüsse erhalten, 
wenn die Delegierten des Lon ­
doner Abrüstungsausschusses, 
m it neuen Instruktionen ver­
sehen, w ieder am Verhand­
lungstisch versammelt sind. Es 
geht dort noch immer um den 
ersten Schritt, der in  der E in­
richtung einer Inspektionszone 
bestehen soll.

F ü r uns Deutsche, die w ir  
eine umfassende Abrüstung ein­
m ütig bejahen und fordern, er­
g ib t sich dann die brennende 
Frage, auf welcher Stufe die 
W iederverein igung unseres Lan­
des m it der Abrüstung in  V er­
bindung gebracht werden soll. 
Das kann auch zu spät erfolgen.

V or allem  aber kommt es dar­
auf an, daß der Grundsatz, die­
ser Verbindung bestehenbleibt 
und zur rechten Zeit zur Gel­
tung gebracht w ird . D ie rechte 
Zeit ist dann gegeben, wenn im 
Zuge der Abrüstungsprozedur 
eine Situation geschaffen w er­
den kann, in der Moskau aus 
eigenem, wohlverstandenem In ­
teresse einem umfassenden A b ­
rüstungsabkommen den Vorzug 
vor einer Fortdauer der deut­
schen Spaltung geben mag. Es 
ist die Aufgabe der westlichen 
und vor allem der deutschen 
Diplomatie, alles zu tun, um 
diese Situation und diesen An­
reiz —  Leistung gegen Pre is  — 
herbeizuführen.

A llerd ings ist es notwendig, 
daß die deutsche P o litik  sich 
der Paralle litä t der Verhand­
lungen Uber die Abrüstung und

der Bemühungen um die W ie ­
dervereinigung bewußt ist und 
also in  eigener In itia tive  auf 
jen er Ebene aktiv w ird , auf der 
das deutsche Prob lem  behandelt 
werden muß. Das ist nicht nur 
das im  gemeinsamen A rbeits­
ausschuß geführte ständige Ge­
spräch m it den Westmächten, 
sondern auch der diplomatische 
Kontakt m it Moskau. D ie deut­
sche Antw ort auf die höchst un­
freundliche und unerfreuliche 
N ote Moskaus vom  22. Oktober 
w ird  morgen veröffentlicht w er­
den. W ir  werden dann sehen, 
ob die Bundesregierung über 
die Abw ehr unmöglicher sow je­
tischer Zumutungen hinaus 
neue Anregungen g ib t oder w e­
nigstens neue Fragen stellt, de­
ren Beantwortung durch M os­
kau das Problem  w eiter zu klä­
ren vermag. Es feh lt demnächst 
zwischen Bonn und Moskau 
nicht an Gelegenheiten, dieses 
Gespräch zu vertiefen .



BILDER DER WOCHE: Oben: Handkuß für Kaiserin Soraya vom spanischen Stierkämpfer 
Antonio Chenel während der Pause einer Veranstaltung in Madrid. — Unten: Das erste 
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niedrig sein.


